
Aufruf zum Ostermarsch 2015 in Stuttgart: 
 
70 Jahre nach der Befreiung von Faschismus und Krieg: 
Unsere Verantwortung heißt: Frieden! 
 
„Von Deutschland soll nie wieder Krieg ausgehen!“ - das war die wichtigste Lehre 
nach der Befreiung von Faschismus und Krieg am 8. Mai vor 70 Jahren. Bis heute ist 
diese Überzeugung in der großen Mehrheit der Bevölkerung verwurzelt. 
Die politische Praxis aber beweist, dass diese Überzeugung weder die Handlungen 
der bisherigen Bundesregierungen noch die Mehrheiten im Bundestag bestimmt hat. 
Längst wurde wieder aufgerüstet, längst ist bei der Bundeswehr nicht mehr von 
„Verteidigung“ sondern von der „Armee im Einsatz“ die Rede. Längst gehen wieder 
deutsche Waffen und zunehmend auch deutsche Truppen in alle Kriegs- und 
Konfliktgebiete der Welt. Die Richtlinie der deutschen Außenpolitik heißt schon lange 
nicht mehr „Entspannung“ wie einst unter Willy Brandt, sie ist geprägt von 
Konfrontation. Sanktionen, Schnelle Eingreiftruppen, Militäreinsätze, regime change 
und in der Folge Flüchtlingsabwehr sind ihre Stichworte. 
Die regierende große Koalition und selbst der Bundespräsident rufen dazu auf, 
wieder „mehr militärische Verantwortung in der Welt“ zu übernehmen, d.h. neue 
Kriege zu führen. So ist die Bundeswehr beteiligt an Kriegen in Afghanistan und in 
Afrika, im Nahen Osten und anderswo. Auch bei der Unterstützung des Bürgerkriegs 
in der Ukraine und bei der konfrontativen Politik gegen Russland spielt die deutsche 
Außenpolitik mit dem Feuer. 
In der Nato hat die Bundeswehr die Führung beim Aufbau einer „Speerspitze“ 
genannten Eingreiftruppe für Osteuropa übernommen. In der Türkei stehen ebenfalls 
im Rahmen der Nato Bundeswehr-Patriot-Raketen zum Eingreifen in den Krieg 
gegen Syrien an der Seite der Türkei bereit. 
Die von der NATO oder von Koalitionen „williger“ Staaten des Westens geführten 
Kriege der letzten Jahre in Afghanistan, gegen den Irak, gegen Libyen und gegen 
Syrien beweisen: Militär und Krieg lösen keine Probleme, sondern schaffen neue. 
Taliban, Al Kaida und nun der „Islamische Staat“ sind Geschöpfe dieser Kriege, Teil 
einer Spirale der Gewalt, die durch neue Militäreinsätze immer schneller und 
gefährlicher rotiert. 
Mit großer Sorge sehen wir einen neuen globalen Rüstungswettlauf: die 
Bundesregierung, Staaten der EU und der NATO rüsten weiter auf und mit ihnen 
auch China, Indien, Russland und andere. Allerdings entfallen Zweidrittel der 
weltweiten Militärausgaben auf die NATO-Staaten. Der bundesdeutsche 
Rüstungshaushalt ist seit dem Jahr 2000 um 40 Prozent gestiegen. Dadurch gingen 
allein im letzten Jahr ca. 33 Milliarden Euro den Sozialsystemen verloren, zu Lasten 
der Hartz IV Opfer und der Kleinrentner, der Kinderbetreuung und dem Bildungs- und 
Gesundheitswesen aber auch zu Lasten der Bekämpfung von Krankheit, Hunger und 
Armut in der Welt. 
Mit Waffenexport und ungerechten Wirtschaftsbeziehungen tragen EU- und NATO-
Staaten die Hauptverantwortung für die Flucht von Millionen Menschen. Weltweit gibt 
es mehr als 50 Mio. Flüchtlinge, davon ca. 800.000 durch den Krieg in der Ukraine. 
Im Nahen Osten ereignet sich das größte Flüchtlingsdrama seit dem Zweiten 
Weltkrieg, dort sind ca. 9 Mio. Menschen auf der Flucht. Auch von Baden-
Württemberg geht Krieg aus. So befinden sich in Stuttgart gleich zwei der insgesamt 



sechs US-Kommandozentralen, unter die die westliche Führungsmacht USA die Welt 
aufgeteilt hat: das EUCOM für Europa, Russland und die Türkei und das AFRICOM 
für Afrika. Hier wurden und werden die Kriege und Militäreinsätze in Jugoslawien, in 
Libyen, in weiteren afrikanischen Ländern sowie Drohnenangriffe in Somalia und die 
Unterstützung des Bürgerkrieges in der Ukraine koordiniert und geleitet. 
Das alles geschieht mit Unterstützung und Beteiligung der Bundesregierung, die 
unabhängig davon, ob sie sich direkt an diesen Kriegen beteiligt, Infrastruktur, 
Überflugrechte und Truppenumschlagplätze für alle genannten US-Kriege zur 
Verfügung stellt. Eine Politik der Konfrontation, der militärischen Drohungen, der 
Aufrüstung und der Kriege dient nicht dem Kampf gegen Terrorismus, nicht dem 
Eintreten für Demokratie und Frieden und nicht der Durchsetzung humanitärer Ziele. 
Sie dient allein dem Zugriff auf Rohstoffe und ihre Transportwege, auf Märkte und 
Einflusszonen. Es handelt sich um imperialistische Machtpolitik wie in früheren 
Jahrhunderten. Statt weithin Konflikte militärisch anzuheizen und Truppen und 
Waffen in Kriegs- und Krisengebiete zu entsenden, fordern wir zivile 
Konfliktregelungen. Im 70. Jahr nach der Befreiung von Faschismus und vom bisher 
verheerendsten aller Kriege verlangen wir von Parlament und Bundesregierung: 
Übernehmt endlich Verantwortung für den Frieden! 
Zum 70. Mal jähren sich im August 2015 auch die Atombombenabwürfe auf 
Hiroshima und Nagasaki.. Weltweit gibt es nach wie vor etwa 16.000 Atomwaffen, 
von denen um die 2.000 ständig in höchster Alarmbereitschaft gehalten werden. Die 
meisten dieser Waffen haben ein weitaus größeres Zerstörungspotential als jene 
Atomwaffen, die 1945 mehrere Hundert Tausend Menschen qualvoll zugrunde gehen 
ließen. 155 Staaten haben aktuell in einer UN-Erklärung den Einsatz von Atomwaffen 
„unter allen Umständen“ geächtet. Jetzt ist ein umfassender völkerrechtlicher Vertrag 
zur Abschaffung aller Atomwaffen notwendig, dem auch die Atommächte beitreten. 
Die Friedensbewegung in Baden-Württemberg fordert: 
Abschaffung aller Atomwaffen! 
Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr! 
Auflösung aller schnellen Eingreiftruppen! 
Auflösung der NATO! 
Schließung von EUCOM und AFRICOM! 
Grenzen schließen für Rüstungsexporte - Grenzen öffnen für Flüchtlinge - Asyl 
für Kriegsverweigerer und Deserteure. 
Umstellung der Rüstungsindustrie auf sinnvolle zivile Produktion! 
Bundeswehr raus aus Schulen und Hochschulen! Abrüstung! 
Wir wollen endlich eine Friedenspolitik, die diesen Namen verdient! 
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